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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 4 R 215/06 B 

 

 

 
............................, 
 
 

Kläger, Antragsteller und 
Beschwerdeführer, 

 
Prozessbevollmächtigter:  .............................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
Kurt-Schumacher-Straße 20, 38102 Braunschweig, 
 

Beklagte, Antragsgegnerin und 
Beschwerdegegnerin. 

 

 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Oktober 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   Dr.  K n ö r r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens 

gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts 

Niedersachsen-Bremen vom 23. März 2006 Prozesskostenhilfe zu bewilligen 

und Rechtsanwalt              G.        , O.             , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbe- 

zeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Zwischen den Beteiligten ist in der Hauptsache streitig, ob dem Kläger ab 1. November 2002 

ein Recht auf Rente wegen Erwerbsminderung zusteht. Klage und Berufung gegen die ableh-

nende Entscheidung der Beklagten hatten keinen Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) hat in 

seinem Urteil vom 23. März 2006 ausgeführt, der Kläger könne sozial zumutbar auf die 

Tätigkeit einer Registraturhilfskraft verwiesen werden; diese Tätigkeit sei mit seinem 

körperlichen Restleistungsvermögen vereinbar. 

 

Mit der Beschwerde wendet sich der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des LSG. Zugleich beantragt er, ihm für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt            G.          , O.          , beizuordnen. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig; der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiord-

nung von Rechtsanwalt G.             ist unbegründet. 

 

1. Die Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) als unzulässig zu verwerfen, denn der Kläger hat den allein geltend 

gemachten Revisionszulassungsgrund eines Verfahrensmangels, auf dem die Hauptsacheent-

scheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), nicht in der gebotenen Weise bezeichnet 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Soweit der Kläger rügt, er habe in der mündlichen Verhandlung mangels hinreichender Verstän-

digung keine Gelegenheit gehabt, zur Frage, ob ihm der Berufsschutz eines Facharbeiters zu-

zubilligen sei, Stellung zu nehmen, und damit eine Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches 

Gehör (§§ 62, 128 Abs 2 SGG) geltend macht, hat er schon nicht dargelegt, wann vor dem LSG 

eine mündliche Verhandlung stattgefunden haben soll, an der er als nicht Vertretener teilge-

nommen hat. Dazu hätte vor allem deshalb Anlass bestanden, weil das Urteil des LSG vom 

23. März 2006 laut Rubrum "ohne mündliche Verhandlung" ergangen ist und dieses nach dem 

Tatbestand des Urteils ein Einverständnis der Beteiligten festgestellt und im schriftlichen Ver-

fahren (§ 124 Abs 2 SGG) entschieden hat. 

 

2. Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen, weil die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung (hier: Zulassung der Revision) entgegen § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 

Satz 1 Zivilprozessordnung (ZPO) keine hinreichende Erfolgsaussicht bietet. Es ist nicht er-
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kennbar, dass ein Revisionszulassungsgrund iS von § 160 Abs 2 SGG zulässig und begründet 

gerügt werden kann. Damit besteht auch kein Anspruch auf Beiordnung eines zur Vertretung 

bereiten Rechtsanwalts (§ 121 Abs 1 ZPO iVm § 166 Abs 1 und Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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